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Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a Abs. 1 BauGB 

zum Bebauungsplan Nr. 16 "Ehemaliger Kohlehafen südlich der Straße 
Unter den Eichen" – Schwicheldt- (gebietsübergreifend Kraftwerke Mehrum 
Stadt Peine 

Dem Bebauungsplan ist gemäß § 10a Abs. 1 BauGB eine zusammenfassende Erklärung 
beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der 
Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungs-
möglichkeiten gewählt wurde. 

Planungsziel 

Anlässlich der Aufgabe der Nutzung des Kohlekraftwerkes Mehrum und damit einhergehend 
des bestehenden Kohlehafens plant die Kraftwerk Mehrum GmbH die Nachnutzung des 
Kohlehafens und der nördlich angrenzenden Flächen mit dem Ziel, eine zukünftige gewerbli-
che und industrielle Nutzung der Fläche unter Einbeziehung des bestehenden Hafens und 
der damit verbundenen möglichen Nutzung des Wasserweges zu ermöglichen.  

Der Kohlehafen erstreckt sich auf dem Gebiet der Stadt Peine und westlich angrenzend auf 
den Flächen der Gemeinde Hohenhameln. Der gesamte Planbereich umfasst eine Fläche 
von rd. 26,9 ha, von denen rd. 14,7 ha in der Gemarkung Schwicheldt der Stadt Peine und 
rd. 12,2 ha auf der Gemeinde Hohenhameln liegen. Um eine einheitliche Entwicklung zu 
gewährleisten, wird eine parallele, abgestimmte Erarbeitung der Bebauungspläne der Stadt 
Peine und der Gemeinde Hohenhameln mit gleichzeitigen Beteiligungsverfahren angestrebt.  

Die Fläche liegt innerhalb einer größeren gewerblichen Ansiedlung entlang des Mittellandka-
nals, die vom Kraftwerk Mehrum und den südlich davon gelegenen Flächen des Industriege-
bietes "Ackerköpfe" der Gemeinde Hohenhameln bis ins Stadtgebiet der Stadt Peine Rich-
tung Schwicheldt verläuft. Hier bildet ein großflächiger Steinhandel den bestehenden bauli-
chen Abschluss. Die überwiegende Entwicklung konzentriert sich dabei nördlich des Mittel-
landkanals. In diese Flächen eingebettet liegt der Bereich des Kohlehafens. 

Von dem Planbereich wurden rd. 9,5 ha aktiv von dem Kohlehafen genutzt, davon rd. 5 ha 
auf Seiten der Stadt Peine. Umlaufend um den Kohlehafen wurde der Aushub aus ebendie-
sem aufgeschüttet, welcher sich im Laufe der Jahre begrünt hat. Die übrigen Flächen zwi-
schen dem Weg "Unter den Eichen" und genutztem Bereich des Kohlehafens werden land-
wirtschaftlich bewirtschaftet, bis auf einen Standort für eine Windenergieanlage.  

Das Plangebiet wird im Norden von dem Weg "Unter den Eichen", im Osten von dem beste-
henden Betonsteinwerk, im Süden vom Mittellandkanal und im Westen von der Gemar-
kungsgrenze mit der Gemeinde Hohenhameln begrenzt.  

Die Planung bereitet die Inanspruchnahme von bereits überbauten Flächen sowie eine erst-
malige bauliche Nutzung für die weitere Siedlungsentwicklung vor. Auf insgesamt rd. 14,7 ha 
setzt der Bebauungsplan Industriegebiet mit rd. 14,1 ha und öffentliche Verkehrsfläche 
(Straße Unter den Eichen) mit 0,57 ha fest. Zusätzlich werden zur Randeingrünung und Ein-
bindung in das Landschaftsbild rd. 0,37 ha Maßnahmenfläche mit Gehölzen sowie Anpflanz-
festsetzung von 0,50 ha auf den Flächen des Industriegebietes festgesetzt.  

Bei einer Grundflächenzahl von 0,8 ergeben sich für die Industriegebiete nach § 19 Abs. 4 
BauNVO maximal zulässige Versiegelungsflächen von rd. 11,3 ha zuzüglich 0,57 ha für die 
Verkehrsfläche. Durch die bestehenden Anlagen und Verkehrswege werden bereits 
rd. 5,8 ha (5,2 ha Kohlehafen, 0,6 ha Straße Unter den Eichen) im Bestand versiegelt.  
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Das gemeinsame Konzept der Stadt Peine mit der Gemeinde Hohenhameln sieht vor, eine 
industrielle Nachnutzung für den Bereich des ehemaligen Kohlehafens vorzubereiten. In die-
sem Zusammenhang besteht ein konkreter Ansiedlungswunsch eines Herstellers der Le-
bensmittelproduktion bzw. von TK-Produkten, welcher die gesamte Fläche in Anspruch 
nehmen wird. Die hierzu geführten Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen; insofern 
werden die Bebauungspläne als sog. "Angebotspläne" erstellt. Dabei berücksichtigen die 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bereits auch die Erfordernisse des konkreten 
Vorhabens. Sämtliche Gutachten werden im Sinne der Angebotsplanung erstellt und bilden 
insofern eine Berücksichtigung "auf der sicheren Seite" ab. 

Entsprechend der geplanten Nutzung wird die Art der baulichen Nutzung als Industriegebiet 
nach § 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Aufgrund der Entfernungen zu 
Wohnnutzung ist für die Planung von einer grundsätzlichen Umsetzbarkeit auszugehen. Die 
nächstgelegene Bebauung der Ortslage von Mehrum (Hohenhameln) befindet sich in über 
1.300 m und von Schwicheldt (Peine) in über 1.400 m Entfernung. Die nächstgelegenen 
Wohnnutzungen im Außenbereich liegen rd. 740 m nördlich und rd. 1.000 m südlich des 
Plangebietes. 

Im Sinne einer nachhaltigen Bodennutzung wird die Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,8 gere-
gelt. Die vorgesehenen Werksgebäude können bis zu einer Höhe von rd. 20 m errichtet wer-
den. Zusätzlich werden auf zwei Flächen (eine im Bereich der Stadt Peine –bis 30 m– und 
die zweite in dem Bereich der Gemeinde Hohenhameln –bis 45 m–) weitergehende Höhen 
zugelassen.  

Das Maß der baulichen Nutzung wird in Anlehnung an die Planung einheitlich für das gesam-
te Gebiet geregelt. Dabei soll eine adäquate, städtebauliche Verdichtung umgesetzt werden. 
Darüber hinaus werden weitere rahmensetzende Festsetzungen zu überbaubaren Grund-
stückflächen, dem Maß der baulichen Nutzung, zu Grün- und Verkehrsflächen, u.a.m. aufge-
nommen 

Bezüglich der Ver- und Entsorgung werden die in den bestehenden Straßensystemen der 
L 413 bzw. der "Ackerköpfe" östlich ebendieser vorhandenen Strukturen genutzt und be-
darfsgerecht ausgebaut. Aufgrund der Lage und Größe des Baugebietes sind die erforderli-
chen Netze auch weitreichender zu ertüchtigen. Die Nähe zum Mittellandkanal ermöglicht 
eine Einleitung des Niederschlagswassers sowie eine Entnahme für Prozesswasser. Kontin-
gente und Rahmenbedingungen sind mit den zuständigen Behörden im Einzelfall abzustim-
men. 

Das Plangebiet ist über die bestehenden Wege an die angrenzende Landesstraße 413 an-
geschlossen. Die Wege bedürfen eines verkehrsgerechten Ausbaus, um die zukünftigen 
Verkehre aufnehmen zu können. Um die Anbindung des Planbereiches an die Landesstraße 
L 413 zu sichern, wird ein straßenrechtliches Verfahren erforderlich. Im Zuge des Bebau-
ungsplanes "Ehemaliger Kohlehafen" der Gemeinde Hohenhameln wird die Gemeinde von 
§ 38 Abs. 3 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) Gebrauch machen und ersetzt 
die Planfeststellung/ Plangenehmigung mit ihrem Bebauungsplan (planfeststellungserset-
zender Bebauungsplan). Durch die Planung der Gemeinde Hohenhameln wird auch die Er-
schließung für den vorliegenden Bebauungsplan gesichert. 

Durch den Betrieb und durch die entstehenden Verkehre (LKW, PKW) werden Schallemissi-
onen erzeugt, die in einem schalltechnischen Gutachten beurteilt wurden. Als erforderliche 
Schallschutzmaßnahmen werden im Bebauungsplan Emissionskontingente sowie weitere 
aktive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. Weitere Maßnahmen zur Einhaltung zulässiger 
Immissionswerte an schutzwürdigen Nutzungen sind ggf. im Genehmigungsverfahren nach-
zuweisen. Grundlage für die Verkehrsbelastung bildet ein entsprechendes Verkehrsgutach-
ten. 
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Mit Umsetzung des Bebauungsplanes wird es außerhalb des versiegelten Bereiches des 
ehemaligen Kohlehafens erstmalig zu großflächigen Versiegelungen und Eingriffen in Natur 
und Landschaft kommen. Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Bestandserfassung wur-
den die vorkommenden Arten erfasst. Hierzu wurden in den Jahren 2022/ 2023 Kartierungen 
zur Avifauna, Fledermäusen, Amphibien und Feldhamstern vorgenommen. 

Verfahrensablauf 

21.12.2023 Aufstellungsbeschluss durch den Rat der Stadt Peine 

15.01. – 31.01.2024 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

26.01. – 16.02.2024 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

05.10.2024 Bekanntmachung der Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB 

14.10. – 20.11.2024 Öffentliche Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

10.10. – 20.11.2024 Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

27.03.2025 Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB durch den Rat der Stadt 
Peine 

Rechtskraft durch Bekanntmachung  

Berücksichtigung der Umweltbelange/ Abwägung 

Berücksichtigung der Umweltbelange 

Zur Ermittlung der durch die Umsetzung des Bebauungsplans zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Umweltprüfung 
sind im Umweltbericht zusammengefasst.  

Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege wurden 
folgende Unterlagen verwendet:  

Auf der Grundlage der durch die Festsetzungen des Bebauungsplans maximal zulässigen 
baulichen Eingriffe wurde eine prognostische Eingriffsbeurteilung durchgeführt. Bei der Beur-
teilung des ist-Zustandes wurde auch der bereits planungsrechtlich bestehende Eingriff be-
rücksichtigt. Die Ermittlung des Eingriffes erfolgte auf Basis der Kriterien der "Arbeitshilfe zur 
Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung" (Niedersächsi-
scher Städtetag, 2013). Negative Eingriffsfolgen auf die in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB hinge-
wiesenen Umweltbelange wurden hinsichtlich ihrer Erheblichkeit und Nachhaltigkeit und der 
Erforderlichkeit von Ausgleichsmaßnahmen beurteilt.   

Gemäß § 2 BauGB haben die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine Um-
weltprüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung bezieht sich u. a. auf das, was nach Inhalt 
und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden kann. Gegen-
stand der Prüfung waren die Schutzgüter Fläche, Naturschutz und Landschaftsbild, Mensch, 
Kultur- und Sachgüter sowie der Bodenschutz.  

Neben einem Artenschutzgutachten zu Brutvögeln, Fledermäusen, Amphibien und Feld-
hamstern wurden ein verkehrs- und ein schalltechnisches Gutachten (Verkehrs- und Gewer-
belärm), ein Baugrundgutachten sowie ein Gutachten zur Schadstoffklassifizierung erstellt, 
deren Ergebnisse in die Bewertung eingeflossen sind. Dabei haben die Gutachten die Ge-
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samtentwicklung am Standort des Kohlehafens betrachtet. Bedingt durch den Verlauf der 
Gemarkungsgrenze zwischen der Gemeinde Hohenhameln und der Stadt Peine ist die Pla-
nung in zwei Bebauungspläne unterteilt. Die Auswirkungen auf die Schutzgüter wurden ins-
gesamt betrachtet und bewertet. 

Im Umkreis von 1.000 m sind keine Flora-Fauna-Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete) oder EU-
Vogelschutzgebiete (VSG) vorhanden. Das nächstgelegene Naturschutzgebiet liegt nördlich, 
in über 3 km Entfernung mit dem Naturschutzgebiet HA 236 "Hämeler Wald und Sohrwie-
sen", welches zugleich auch als FFH Gebiet "Hämeler Wald" festgelegt ist. Das Natur-
schutzgebiet dient dem Schutz, der Erhaltung und Entwicklung der Laubwaldgesellschaften 
sowie der Grünlandbereiche als typische Landschaftsform. Diese bieten mit Feuchtgebieten 
Lebensraum für eine Vielzahl zum Teil stark gefährdeter Tier- und Pflanzenarten.  

Im Zusammenhang mit der Planung wird eine Neuordnung der Erschließung von der Hä-
melerwalder Straße (L 413) und im weiteren Verlauf ein Ausbau der bestehenden Feldwege 
in der Gemeinde Hohenhameln sowie der Stadt Peine Straße (Unter den Eichen" erforder-
lich. Die bestehende Anbindung wurde entsprechend der Verkehrsgutachtens ausreichend 
dimensioniert, um die Zusatzverkehre aufnehmen zu können.  

Auf der Grundlage des Schallgutachtens setzt der Bebauungsplan Emissionskontingente als 
Obergrenze der in dem Industriegebiet zulässigen Lärmemissionen fest. Durch diese Fest-
setzung wird die Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse an den schutzbedürfti-
gen Nutzungen im Umfeld sichergestellt.  

Erhebliche Auswirkungen auf die Wohnbevölkerung (Schutzgut Mensch) wurden im direkten 
Umfeld wegen der Abstände vorhandener wohnbaulich geprägter Nutzung nicht ermittelt. Die 
nächstgelegene Bebauung der Ortslage von Mehrum (Hohenhameln) befindet sich in über 
1.300 m und von Schwicheldt (Peine) in über 1.400 m Entfernung. Die nächstgelegenen 
Wohnnutzungen im Außenbereich liegen rd. 740 m nördlich und rd. 1.000 m südlich des 
Plangebietes; die Ortslage von Hämelerwald beginnt in über 3.200 m. 

Zusätzlich ermittelt das Gutachten, dass aufgrund des Straßenausbaus sowie der Verkehre 
keine Lärmschutzmaßnahmen an Bestandsgebäuden erforderlich werden. Vorrübergehende 
Lärmbelästigungen während der Bauphase sind nicht grundsätzlich auszuschließen. 

Aufgrund der zuvorigen Nutzung durch den Kohlehafen und damit verbundenen Lagerplatz 
für Kohle sind typischerweise in Kohle vorkommende Stoffe in den Boden eingesickert. Die 
chemische Analytik ergab bei den Mischproben erhöhte Sulfat-Gehalte, welche eine Über-
schreitung der Zuordnungsklasse Z 2 bedingt. Bei weiteren Mischproben werden die Sulfat-, 
TOC-, BaP- und PAK- Gehalte überschritten, welche eine Einstufung in die Zuordnungsklas-
se Z 2 zur Folge hat. Im Zuge der Sanierungsarbeiten ist eine bodenkundliche Baubegleitung 
zu implementieren. Neben einem grundsätzlichen Abtrag von mindestens 30 cm sind hierbei 
weitere Abtragtiefen in Einzelbereiche nicht auszuschließen. Der Bebauungsplan stellt durch 
Hinweise sicher, dass eine bodenkundliche Begleitung zu erfolgen hat und durch die ge-
troffenen Maßnahmen eine Unbedenklichkeit nachzuweisen ist. 

Die Umsetzung des Bebauungsplanes führt zu Verlusten vorhandener Biotopstrukturen. 
Hiervon vordringlich betroffen sind Aufwallungen mit halbruderalen Gras- und Staudenfluren 
und Einzelgehölzen bestanden, Ackerflächen sowie die durch den Kohlelagerplatz baulich in 
Anspruch genommenen Flächen. Im Norden werden der vorhandene Feldweg sowie dessen 
Randbereiche überplant. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass aufgrund des Vor-
kommens im Bereich des zukünftigen Bebauungsplanes der Stadt Peine neben Bauzeiten-
regelungen für Brutvögel und Amphibien zusätzlich Leitstrukturen für Fledermäuse in Ost-
West-Ausrichtung zu errichten sind. Diese sieht der Bebauungsplan südlich der Straße "Un-
ter den Eichen" vor. Im Norden und Osten werden zusätzliche Gehölzstrukturen für Gehölz-
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brüter sowie im Osten Offenlandbereiche als zusätzliches Nahrungshabitat errichtet. Zur 
Vermeidung der Anziehung nachtaktiver Insekten erfolgen Regelungen zur Beleuchtung. 
Aufgrund des Nachweises des Brutvorkommens des Turmfalken auf einer der Krananlagen 
des Kohlehafens, erfolgt die Neuerrichtung von zwei Nisthilfen. Für ein Feldlerchenpaar ist 
zusätzlich ein externer Ausgleich erforderlich. Dieser wird ergänzt um ein weiteres Feldler-
chenpaar und ein Rebhuhnpaar, welche auf Seite der Gemeinde Hohenhameln kartiert wur-
den. 

Östlich des Eingriffsgebietes besteht ein Stillgewässer, für welches fünf Amphibienarten 
nachgewiesen wurden. In einem mittleren Bestand wurde der Kammmolch und weiterhin die 
ungefährdeten und nach BArtSchV besonders geschützten Arten Bergmolch, Teichmolch 
und Teichfrosch sowie der auf der Vorwarnliste stehende Grasfrosch nachgewiesen. Da die 
Nutzung des östlichen Gehölzbereiches als Landlebensraum nicht auszuschließen ist, wer-
den entsprechende Vermeidungsmaßnahmen zur Errichtung eines Amphibienschutzzauns 
und Bauzeitenregelungen getroffen.

In keinem Fall wird eine Erteilung einer Ausnahme nach § 45 (7) unter Darlegung der spezi-
fischen Ausnahmegründe, der Alternativlosigkeit und des Nachweises des Erhalts eines 
langfristig günstigen Erhaltungszustandes der lokalen/ regionalen Population der jeweiligen 
Art, erforderlich. 

Im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu geschützten Tierarten ergeben 
sich zwar Beeinträchtigungen, welche durch die geplanten Ausgleichsmaßnahmen jedoch in 
ihrer Erheblichkeit gemindert werden können, so dass die Planung nicht in Frage zu stellen 
ist.  

Durch die Überbauung und sonstigen Flächenversiegelungen gehen die natürlichen Boden-
funktionen verloren. Hiervon sind Bodenbereiche von allgemeiner Bedeutung sowie bereits 
versiegelte Bereiche betroffen. Die Fläche geht dauerhaft verloren. 

Hinsichtlich des Schutzes des Bodens bestehen Hinweise in der Begründung zum schonen-
den Umgang mit dem Schutzgut bei der Planumsetzung. Die mit der Bebauung einherge-
henden Versiegelungen des Bodens sind gem. § 1a Abs. 3 BauGB anhand der Eingriffsrege-
lung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) abgehandelt und nach Abwägung 
durch die Stadt auszugleichen. Einen Ausgleich für Bodenversiegelungen schaffen die all-
gemeinen Maßnahmen zum Naturschutz und der Landschaftspflege durch das Anlegen von 
Grünlandflächen und Gehölzanpflanzungen.  

Aufgrund der Nutzung als Kohlelagerplatz ist es zu der Einsickerung von Schadstoffen in den 
Boden gekommen. Aufgrund der Altlastensituation ist der Rückbau der Altgebäude inklusive 
der Infrastruktur sowie die Baureifmachung unter fachgutachterlicher Begleitung (Gutachter-
büro für Boden und Altlasten) durchzuführen. Das Gutachterbüro ist vor Beginn der Arbeiten 
in die Planungen einzubeziehen. Die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Peine ist 
in die Abriss-, Altlastensanierungs- und Baureifmachungs-Maßnahmen ebenfalls einzube-
ziehen. Abwurfkampfmittel wurden anhand der Auswertung von historischen Luftbildern nicht 
festgestellt. 

Die Versiegelungen im Baugebiet rufen auch Beeinträchtigungen der Grundwasser-
neubildungsrate (Schutzgut Wasser) hervor, zumal das anfallende Regenwasser wegen der 
bindigen Böden aus dem Baugebiet abgeleitet wird. Zu einer Verbesserung der Grundwas-
serneubildungsrate tragen die extern durchzuführenden naturschutzfachlichen Maßnahmen 
der Stadt bei (siehe Schutzgut Boden). 

Die Veränderungen des Kleinklimas durch Bebauung lassen sich durch dauerhaft begrünte 
Flächen (Freiflächen, Dachflächen) und die Pflanzung von Gehölzen minimieren. Der Aus-
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gleich hierfür erfolgt über die Mehrfachwirkung der allgemeinen natur-schutzfachlichen Kom-
pensationsmaßnahmen (siehe Schutzgut Boden). 

Grundsätzlich ist die Beeinflussung des Landschaftsbildes bei der Größe der Fläche und 
zulässigen baulichen Höhen als sehr erheblich anzusehen. Durch die bereits vorliegende 
Störung des Landschaftsbildes sowie die Überprägung im Umfeld bzw. der Erhalt und die 
Neuerrichtung von Gehölzstrukturen ist die Beeinträchtigung in ihrer Erheblichkeit verringert. 
Für eine landschaftsgerechte Einbindung der gewerblichen Baufläche in die freie Landschaft 
sorgen sowohl der Erhalt vorhandener Gehölzstrukturen als auch weitere vorgesehene 
Randeingrünung. Aufgrund der festgestellten Situation, liegt bereits im Bestand eine Vorprä-
gung und Einschränkung des Landschaftsbildes vor. 

Eine Betroffenheit des Baudenkmalschutzes wurde nicht ermittelt. 

Der überplante Bereich grenzt an die südlich des Mittellandkanals gelegene archäologische 
Fundstelle Mehrum FStNr. 1 -frühmittelalterliche Wüstung-. Infolgedessen werden im Rah-
men der weiteren Planungs- sowie Genehmigungsebene weitere Maßnahmen erforderlich, 
welche eine Sicherung möglicher archäologischer Bodendenkmale gewährleistet. 

Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander wurden im Rahmen bei der Ein-
griffsbilanzierung mit betrachtet. Kumulativ wurde der gleichzeitig in Aufstellung befindliche 
Bebauungsplan "ehemaliger Kohlehafen" der Gemeinde Hohenhameln in die Prüfung einge-
stellt. 

Da die Eingriffe in den Naturhaushalt nicht innerhalb des Geltungsbereichs ausgeglichen 
werden können, sind externe ökologische Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Höhe von 
10,72 Wertpunkten bezogen auf den Hektar nach dem Bewertungsmodell des niedersächsi-
schen Städtetags erforderlich.  

Für den Ausgleich wird eine Fläche zwischen westlichen Plangebiet und L 413 genutzt. Es 
erfolgt die Anlage einer artenreichen Blühfläche. Mehrjährige Blühstreifen bieten Brutvögeln 
und anderen Wildtieren wichtige Rückzugsorte und können eine wichtige Funktion als Ver-
netzungsstrukturen einnehmen. Durch die Förderung des damit einhergehenden Insekten-
reichtums entstehen potentielle Jagdgebiete für Fledermäuse. Die Umsetzung erfolgt inner-
halb des Flurstücks Nr. 115/21, Flur 3, der Gemarkung Mehrum auf einer Fläche von 
rd. 2,4 ha. 

Für das Rebhuhn, das im Bereich des Walls, der den Kohlehafen von den nördlich angren-
zenden landwirtschaftlichen Flächen begrenzt, nachgewiesen wurde, und die Feldlerche, die 
mit zwei Brutzeitfeststellungen im Norden des Plangebietes nachgewiesen wurde, muss ein 
Ersatzlebensraum in Form eines artenreichen Blühstreifens geschaffen werden. Die Umset-
zung erfolgt innerhalb des Flurstücks Nr. 270, Flur 3, der Gemarkung Rosenthal auf einer 
Fläche von rd. 1,1 ha.  

Der verbleibende Ausgleich erfolgt innerhalb des Kompensationsflächenpools "Tiefes Bruch" 
der Niedersächsischen Landesforsten über die Ablösung von Wertpunkten. Der Flächenpool 
befindet sich in der Region Hannover und hat naturverbessernde Maßnahmen mit der Ge-
staltung von moortypischen Wäldern, Feuchtwäldern und der Stabilisierung des Grundwas-
serstandes zum Inhalt. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass unter Berücksichtigung von Maßnahmen zur Ver-
meidung, Minimierung und zum Ausgleich der erheblichen Umweltauswirkungen keine er-
heblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch die bauliche Nutzung zu erwarten sind. 
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Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung und Ergebnis der Abwägung 

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden bei der Planung entsprechend des jeweiligen 
Abwägungsergebnisses berücksichtigt. Im Einzelnen und detaillierter kann dies den Ergeb-
nisberichten bzw. Abwägungsunterlagen zu den einzelnen Beteiligungsverfahren entnom-
men werden.  

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 1 BauGB und Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Auf Basis des Bebauungsplanes wurden insgesamt 45 Behörden und Träger öffentlicher 
Belange beteiligt und gebeten, sich im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB zu äußern und inwieweit ihre Aufga-
benbereiche durch die Planung berührt werden. Es wurden insgesamt 25 Stellungnahmen 
abgegeben von denen 15 Hinweise und Anregungen beinhalteten. Die Inhalte fanden nach 
Abwägung aller Belange im weiteren Planverfahren soweit wie möglich Berücksichtigung. 
Die Stellungnahmen behandelten vordringlich bodenschutzrechtliche, verkehrs- und schall-
technische, artenschutzrechtliche, landwirtschaftliche sowie entwässerungs-, versorgungs- 
und erschließungstechnische Aspekte.  

Aus der Öffentlichkeit war eine Stellungnahme eingegangen, welche Aspekte der Verkehrs-
belastung sowie der Umwelt- und Gesundheitsbelastungen wie Abgase, Feinstaub, Lärm, 
Vibrationen angesprochen hat. Zusätzlich auf den Zustand bestehender Verkehrsinfrastruk-
tur sowie mögliche Entlastungsstraßen hingewiesen. 

Als Ergebnis der Beteiligungen wurden der Bebauungsplan sowie die Begründung fortge-
schrieben und präzisiert. Das grundlegende Konzept wurde beibehalten. 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. der Öffentlichen Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB (§ 4a Abs. 2 BauGB)  

Aus der Beteiligung von 45 Behörden und Träger öffentlicher Belange sind insgesamt 
22 Stellungnahmen eingegangen, von denen 10 Hinweise und Anregungen beinhalteten. In 
erster Linie wurden von den Behörden und Träger öffentlicher Belange Hinweise vorgetra-
gen, die zu redaktionellen Änderungen und Ergänzungen in Begründung und Rechtsplan 
geführt haben. Sie sind überwiegend bei Planvollzug zu berücksichtigen und betreffen vor-
rangig landwirtschaftliche, bodenschutzrechtliche sowie entwässerungs- und erschließungs-
technische Aspekte.  

Es sind keine Stellungnahmen eingegangen, die sich ändernd auf die Grundzüge der Pla-
nung ausgewirkt haben. 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr-Geschäftsbereich Wol-
fenbüttel weist auf den zwingenden Ausbau des Knotenpunktes der Erschließung mit der 
L 413 hin. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine zweite Erschließungsmöglich-
keit für den Bedarfsfall vorgesehen werden sollte. Da der Knotenpunkt sich im Bereich der 
Gemeinde Hohenhameln befindet, wurde aufgrund der gemeinsamen Planung der Ausbau in 
Abstimmung mit der Gemeinde Hohenhameln vorgenommen. Aufgrund der eingeschränkten 
Möglichkeiten und der nicht geplanten Erweiterung über den Bestand sowie die vorliegende 
Planung hinaus wurde von einer weiteren Erschließung abgesehen. 

Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig trägt Bedenken zu der Berücksichtigung 
des bestehenden Gewerbelärms, der zusätzlichen Richtungssektoren und der Zuordnung 
der Schutzbedürftigkeit vorhandener Aufpunkte vor. Zusätzlich wird auf die grundsätzliche 
Möglichkeit der Konfliktbewältigung hinsichtlich Lärm oder anderer Emissionen im Rahmen 
der Genehmigung verwiesen; dieses betrifft jedoch nicht die Verkehrssituation. Entspre-
chend der für Gewerbelärm maßgebenden TA-Lärm ist entweder eine konkrete Berechnung 
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der Vorbelastung oder alternativ die Anwendung des sog. "Irrelevanz-Kriteriums" (Nr. 3.2.1 
Abs. 2 TA Lärm) möglich. In letztgenanntem ist geregelt, dass, wenn die Zusatzbelastung 
der zu beurteilenden Anlage 6 dB(A) unter dem am maßgeblichen Immissionsort zulässigen 
Richtwert liegt, in der Regel davon auszugehen ist, dass der von der Anlage ausgehende 
Immissionsbeitrag der Zusatzbelastung nicht relevant ist. Von letztgenannten wurde vorlie-
gend ausgegangen. Auch für eine einheitliche Vorgabe von Zusatzkontingenten für die Rich-
tungssektoren besteht keine rechtliche Vorgabe. Vorliegend wurde im Schallgutachten der 
Ansatz gewählt, dass betriebsbedingtes Wohnen in sämtlichen Teilflächen der Bebauungs-
pläne umsetzbar ist. Die Grundlage der Schutzbedürftigkeit für den Gewerbelärm wurde er-
gänzt. Die Hinweise zur Konfliktbewältigung wurden zur Kenntnis genommen. 

Die Stadt Lehrte äußerte Bedenken zu den zusätzlichen Verkehren im Ortsteil Hämelerwald 
und der damit verbundenen Belastung und Verkehrsgefährdung von Fußgängern (Schulkin-
dern), die sichere Abwicklung der Verkehre an den bestehenden Knotenpunkten, dem be-
sonders schützenswerten Bereichs "Gut Adolphshof", zusätzliche Belastung aus Feinstaub-
belastung, Lärm und Verkehr, Erschütterungen, eingeschränkter baulicher Entwicklung von 
Wohnbauflächen sowie Ausweisung ruhiger Gebiete im Lärmaktionsplan der Stadt. Zusätz-
lich wurde das Erfordernis einer vorhabenbezogenen Planung gesehen. 

Für die vorliegende Planung wurden u.a. ein Verkehrs- und Schallgutachten erstellt, welche 
auch –über den erforderlichen Bereich hinaus– die Auswirkungen der zusätzlichen Verkehre 
u.a. in der Ortschaft Hämelerwald in einem vertretbaren Umfang untersuchen. Die Leistungs-
fähigkeit der lichtsignalisierten Knotenpunkte ist gegeben. Gleichartig kann auch für den 
Knoten Dammweg/ L 413 aufgrund seines Ausbaus und der Verkehrsbelastung davon aus-
gegangen werden. Für die schalltechnisch erforderliche Bewertung wurde der 500 m Radius 
der Nr. 7.4. der TA Lärm herangezogen, in dem keine schutzbedürftigen Nutzungen vorhan-
den sind. Auch wenn die Schwelle der Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 
60 dB(A) nachts bereits im Bestand außerhalb des 500 m Radius erreicht wird, wie vorlie-
gend auf Grundstücken entlang der Ortsdurchfahrt der L 413 in Hämelerwald, sind diese 
dem üblichen Straßenverkehr zuzuordnen. Auch lassen sich aus einer Verkehrszunahme bei 
der vorliegenden klassifizierten öffentlichen Straße nicht inzident erhebliche Gebäude- oder 
Gesundheitsschäden durch Erschütterungen ableiten unter Bezugnahme auf größere Haupt-
verkehrsstraßen mit weitaus höheren Verkehren. 

Eine Gefährdung von Leib und Leben der Verkehrsteilnehmer setzt im Regelfall ein ver-
kehrswidriges Verhalten entweder der Kraftfahrzeugführer oder der querenden Fußgänger 
voraus. Die Ortsdurchfahrt von Hämelerwald liegt im fremden Gemeindegebiet, in dem die 
Stadt Peine nicht selbst regelnd eingreifen kann. Für den Bereich Adolphshof sind auch im 
Bestand bereits eine Beeinträchtigung respektive eine erhöhte engmaschige Betreuung im 
Bereich der Einrichtung zu berücksichtigen. 

Für die Bewertung der Luftschadstoffe wurde der Jahresbericht 2023 der Luftqualitätsüber-
wachung in Niedersachsen des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamts Hildesheim herangezo-
gen. Im Ergebnis kommt der Bericht zu dem Ergebnis, dass in Auswertung der Messstellen 
in Niedersachsen für das Bezugsjahr 2023 die Konzentrationswerte für Benzol, Kohlenmo-
noxid, Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Partikel PM10 und PM2,5 eingehalten wurden. Die 
Hinweise zu möglichen Bauflächen bzw. ruhigen Gebieten wurden zur Kenntnis genommen. 
Die Stadt bleibt bei der Wahl eines "Angebots-" Bebauungsplans. 

Von Dritten gingen 195 Stellungnahmen ein. Hierbei bezog sich der überwiegende Anteil der 
Einwender auf die Auswirkungen in der Ortslage Hämelerwald.  

Die eingegangenen Stellungnahmen Dritter betreffen im Wesentlichen folgende Aspekte: 
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Verkehr: 

 Bereits im Bestand hohe Verkehrsbelastung auf der L 413  

 Bereits im Bestand Gefährdung von Radfahrern/ Fußgänger auch speziell jun-
ge und alte Verkehrsteilnehmer 

 Bereits im Bestand Probleme in den Knotenpunkten (Ein-, Ausfahren, Queren) 
und zu wenig Querungshilfen  

 Bereits im Bestand verkehrswidriges Verhalten (Geschwindigkeiten, Missach-
tung von Verkehrsregeln)/ Forderung nach Verkehrskontrollen 

 Bereits im Bestand kein verkehrsgerechter Ausbau der Seitenbereiche (Fuß- 
und Radwege) 

 projektindizierte Zunahme der Verkehre verschärft die bestehenden Konflikte 
bis zum Kollaps 

 Unkorrekte Darstellung der Verkehrsentwicklung/ Nichtberücksichtigung von 
Verkehrszuwächsen 

 Verkehrslenkungsmaßnahmen (Routen, zeitliche Einschränkung z.B. Nacht-
fahrverbot) 

 Schlechter Zustand der L 413 (Fahrbahnbelag, Senken) 

 Zusätzliche Belastung der L 413 aufgrund Funktion als Ausweichroute der 
BAB 2 

 Keine Ausweichroute bei Unfällen auf der L 413; Schwierigkeiten für Rettungs-
dienste 

 Hinweise auf Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Lehrte 

 Erschütterungen durch LKW 

 Umgehungsstraßen, Alternativrouten prüfen 

Schall: 

 Bereits im Bestand hohe Belastung, z.T. über 70 dB(A) tags und 60 dB(A) 
nachts (mögliche Gesundheitsgefährdung) 

 projektindizierte Zunahme des Lärms 

 eingeschränkte nächtliche Ruhe, Freibereiche 

Gesundheit: 

 Schädigung durch Luftverschmutzung und Feinstaub (Atemwege, Herz-
Kreislauf, Krebs) 

 Bestehende Vorerkrankungen 

 Geruchsbelästigungen  

 Anbau von Obst und Gemüse zur Eigenversorgung beeinträchtigt 

 Beeinträchtigung der Lebensqualität und Freizeitnutzung im Wohnumfeld 
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 Naherholung wird beeinträchtigt 

 Darstellung der Maßnahmen zur Minderung der Belastungen 

Naturschutz: 

 Beeinträchtigung FFH Gebiet "Hämeler Wald", Naturschutzgebiet HA 236 
"Hämeler Wald und Sohrwiesen", LSG "Hainwald" 

 Beeinträchtigung von Tierarten und Erhöhung der Zerschneidungsfunktion der 
L 413 

 Beeinträchtigung Landschaftsbild 

 Fehlende Aussagen zum Umgang mit belasteten Erden und Bodenmanage-
ment 

Weiteres: 

 Fehlende Alternativenprüfung für die Ansiedlung eines kartoffelverarbeitenden 
Betriebes sowie dessen Auswirkungen (Belastung Landwirtschaft, Wasserma-
nagement, Grundwasserentnahme, Bodenmanagement) 

 Alternative Nutzung der Hafenanlage bis hin zur Renaturierung 

 Wertverlust der Immobilien 

 Beeinträchtigung des Gut Adolphshof (Demeterhof, Betreuungseinrichtung) 

 Verfahrenswahl: vorhabenbezogener Bebauungsplan erforderlich 

 Wirtschaftliche Schwächung der Nachbarorte 

 Ungleichheit bei der Verteilung von Nutzen und Lasten 

Die Aspekte wurden fast ausschließlich von Dritten bezüglich der Belastungen in der Ort-
schaft Hämelerwald vorgetragen. 

Allgemein 

Die Stadt Peine und die Gemeinde Hohenhameln planen im Bereich des ehemaligen Kohle-
hafens des Kraftwerkes Mehrum die Errichtung eines Industriegebietes auf einer Fläche von 
rd. 23 ha. Ein Teilbereich der Fläche wurde bereits zuvor von dem Kohlehafen genutzt und 
ist insofern baulich und gewerblich/industriell vorgeprägt. Zusätzlich ist mit dem Hafen und 
die Anbindung an den Mittellandkanal ein weiterer Transportweg gegeben, welcher eine Ver-
lagerung von Verkehren von der Straße auf den Wasserweg ermöglicht.  

Durch die Ausweisung der Flächen kommen die Gemeinden ihrer Versorgungsaufgabe so-
wie raumordnerischen Funktionszuweisung, die Gemeinde Hohenhameln als Grundzentrum 
und die Stadt Peine als Mittelzentrum, nach.  

Auch die übergeordneten Planwerke wie Landschaftsrahmenplan, Landschaftsplan, Flä-
chennutzungsplan sehen für den Bereich eine bauliche Nutzung vor. Durch die geplante Er-
richtung einer 380-kV-Überlandleitung im Westen des Plangebietes sowie geplante weitere 
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Flächen für die Windenergie südlich des Kanals wird die bereits bestehende Vorprägung der 
Landschaft durch Windenergie, ehemaliges Kohlekraftwerk, etc. sich weiter verstetigen. 

Die Ausweisung der Flächen auf dem Gebiet des ehemaligen Kohlehafens führt zu einer 
sinnvollen Folgenutzung dieses teilweise bereits industriell genutzten und bebauten Gebietes 
mit u.a. der Möglichkeit der klimaschonenden Nutzung des Wasserweges, Abstandes zu 
Wohnnutzungen sowie Vorprägung des Landschaftsbildes und entspricht damit dem Grund-
satz des sparsamen Umganges mit Grund und Boden (§ 1 Abs. 2 Satz 1 BauGB) und dem 
als übergeordnete Planungsdirektive geltenden Vorrang der Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 
Satz 3, § 1 a Abs. 2 Satz 1 BauGB). Unter den vorgenannten Gründen entspricht die Ent-
wicklung der Flächen diesen Grundsätzen und eine Renaturierung kam nicht in Frage. Er-
kennbare vergleichbare Alternativflächen für Industrieansiedlungen standen nicht zur Verfü-
gung. 

Grundsätzlich ist es unstrittig, dass das geplante Industriegebiet zu einer zusätzlichen Belas-
tung im Umfeld sowie der für seine Erschließung erforderlichen Verkehrswege führen wird. 
Um die Erheblichkeit zusätzlicher Belastungen zu bewerten und in die Abwägung gemäß § 1 
Abs. 7 BauGB einzustellenden rechtlichen Interessen sicher beurteilen zu können, wurden 
u.a. ein Verkehrs- und Schallgutachten erstellt. Dabei betrachten die Gutachten die Auswir-
kungen gesamtheitlich sowie über den rechtlich erforderlichen Rahmen für dieses Bauleit-
planverfahren hinausgehend.  

Bei dem Grad der zumutbaren Belastungen wurden entsprechend den aktuellen Gesetzen, 
Vorschriften, Empfehlungen etc. sowie der Rechtsprechung maßgebende Grenz-, Richtwerte 
etc. als Maßstab angesetzt und unter Einhaltung ebendieser sichergestellt, dass eine Ver-
träglichkeit der Planung mit den relevanten Schutzgütern -so auch gesunden Wohn- und 
Arbeitsverhältnissen- gegeben ist.  

Infolgedessen wird durch Festsetzungen innerhalb des Bebauungsplans zum Artenschutz, 
Schall, Bodenschutz etc. sowie die Einstellung der Ergebnisse der Untersuchungen und 
Gutachten in die Abwägung den rechtlichen Belangen Rechnung getragen. Eine Regelung 
sämtlicher Belange innerhalb des Bebauungsplanes ist aufgrund seines "Angebotscharak-
ters" nicht möglich respektive nicht erforderlich. So ist es beispielsweise sinnvoll Themen wie 
Geruchsentwicklungen, kontaminierte Erde, Bodenmanagement, Wassermanagement von 
der Ebene der Bauleitplanung auf die Genehmigungsebene zu verlagern, da ebenda das 
konkrete Vorhaben mit den tatsächlichen Entwicklung zugrunde zu legen ist. 

Um eine Abschätzung der Belastungen im Umfeld auf der sicheren Seite vornehmen zu kön-
nen, wurde im Sinne des vorliegenden Angebotsplans von einem Logistikanteil von 75 vom 
Hundert für die Fläche ausgegangen. Der Ansatz berücksichtigt eine Abwicklung ausschließ-
lich über die Straße. Dieser Ansatz ist entsprechend in die Abwägung eingestellt.  

Die nächstgelegene Wohnnutzung im Außenbereich befindet sich in über 740 m in nördlicher 
und rd. 1.000 m in südlicher Richtung entlang der L 413 vom Vorhabengebiet; die Ortslage 
von Hämelerwald beginnt in über 3.200 m. Die Ortslagen von Mehrum und Schwicheldt be-
finden sich in über 1.300 m und die von Equord in über 1.700 m Entfernung. Entsprechend 
ihrer Funktion ist die L 413 als Landesstraße gewidmet zur Aufnahme von überörtlichen Ver-
kehren. Der Kategorie entsprechend ist auch die bereits vorhandene Verkehrsbelastung. Die 
Zunahme der Verkehre kann nicht inzident einen Ausschluss der vorliegenden respektive 
jedweder verkehrsintensiveren Planung nach sich ziehen, erst recht dann nicht, wenn der 
Verkehr sich weder quantitativ noch qualitativ wesentlich von dem vorhandenen Verkehr 
unterscheidet.  

Grundsätzlich ist sich die Gemeinde bewusst, dass mit dem vorliegenden Industriegebiet 
auch eine Belastung für die Nachbarschaft einhergeht und das unter Berücksichtigung der 
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bereits bestehenden Vorbelastung. Eine vollständige Vermeidung ist jedoch aus oben ge-
nannten Gründen nicht möglich. Der Maßstab in der Bauleitplanung ist stets objektiv anzule-
gen. Daher ist die subjektive Beeinträchtigung aufgrund gesundheitlicher Grund- oder Vorer-
krankungen oder auch mögliche Belastungen von Privatanbau von Obst und Gemüse zum 
Eigenverzehr rechtlich nicht abwägungserheblich. Auch lassen sich aus einer Verkehrszu-
nahme bei der vorliegenden klassifizierten öffentlichen Straße nicht inzident erhebliche Ge-
bäude- oder Gesundheitsschäden durch Erschütterungen ableiten unter Bezugnahme auf 
größere Hauptverkehrsstraßen mit weitaus höheren Verkehren. 

Eine überörtliche Verkehrsabwicklung des neuen Baugebietes auf anderem Wege kann der 
Bebauungsplan nicht leisten. Das überörtliche Straßennetz liegt in der Baulast und Pla-
nungshoheit des Landes und nicht der Gemeinde. Ferner liegt die Ortsdurchfahrt von Hä-
melerwald im fremden Gemeindegebiet, in dem die planende Gemeinde nicht selbst regelnd 
eingreifen kann; auch die Planung und Errichtung von Umgehungsstraßen unterliegt eben-
falls den o.g. Planungshoheiten und nicht den planenden Gemeinden.  

Ansatzpunkte für eine Verringerung des Lärms können die Lärmaktionspläne der jeweiligen 
Gemeinde bieten. 

In den Lärmaktionsplänen sind grundsätzlich Maßnahmen zur Verringerung von Verkehrs-
lärm aufgeführt. Hierzu zählt u.a. der Einbau lärmmindernder Fahrbahnbeläge im Zuge von 
Sanierungsarbeiten, welche bei Geschwindigkeiten von 50 km/h eine Reduktion von 
2-4 dB(A) bewirken können. 

Kfz-Fahrgeschwindigkeiten auf niedrigem Niveau bedeuten ebenfalls niedrige Lärm- und 
Abgasimmissionen. Insbesondere Geschwindigkeitsreduzierungen nachts erhöhen den 
Schutz der Nachtruhe ergänzt durch Geschwindigkeitskontrollen zur Überwachung der Ein-
haltung. Geschwindigkeitskontrollen können darüber hinaus auch zur Verkehrssicherheit und 
damit auch dem Gesundheitsschutz beitragen. Aber auch lärmminderndes Verhalten der 
Öffentlichkeit, zeitliche Einschränkung oder Tonnagebeschränkungen etc. können zu einer 
Lärmreduktion führen. Letztendlich ist immer eine Kombination unterschiedlicher Maßnah-
men sinnvoll. Der Lärmaktionsplan der Stadt Lehrte, 4. Änderung zeigt zusätzlich in seinem 
Handlungskonzept Maßnahmen zur Verbesserung der Querungssituationen sowie der Rad-
verkehre im Bereich der L 413 auf. 

Zur Umsetzung ist immer auch die zuständige Straßenverkehrsbehörde gefragt. Für den 
Unterhalt und die Erneuerung von Straßen ist der jeweilige Träger der Straßenbaulast zu-
ständig. Gleiches gilt für die Anlage von Radwegen. Die Gemeinde geht davon aus, dass 
fremde Straßenbaulastträger grundsätzlich ihren gesetzlichen Aufgaben nachkommen. Eine 
Gefährdung von Leib und Leben der Verkehrsteilnehmer setzt im Regelfall ein verkehrswid-
riges Verhalten entweder der Kraftfahrzeugführer oder der querenden Fußgänger voraus. 
Das ist der Bauleitplanung der Gemeinde aber nicht zuzurechnen, jedenfalls nicht außerhalb 
ihres eigenen Hoheitsgebietes, in dem sie nicht selbst regelnd eingreifen kann. 

In der Lärmaktionsplanung sind auch ruhige Gebiete auszuweisen. Ruhige Gebiete sind Ge-
biete mit niedriger Lärmbelastung und besonderem Erholungswert, die über den Lärmakti-
onsplan festgelegt werden. Einheitliche Kriterien zur Festlegung von ruhigen Gebieten gibt 
es bislang nicht. Grundsätzlich sollten hier Freizeit- und Erholungsgebiete definiert werden, 
die regelmäßig für die breite Öffentlichkeit zugänglich sind und die Erholung von den häufig 
hohen Lärmpegeln in der geschäftigen Umgebung der Städte bieten können. In der 
4. Änderung des LEP der Stadt Lehrte befinden sich entsprechende Gebiete auch südlich 
der Ortslage von Hämelerwald, was vorliegend zur Kenntnis genommen wird. 

Um eine mögliche Verringerung des Verkehrslärms auf der L 413 zu erreichen gab es bereits 
erste Gespräche mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde unter Federführung des Nds. 
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Verkehrsministers für den Bereich der L 413 Richtung Hämelerwald, um eine Reduzierung 
der Belastungen aus den zusätzlichen Verkehren zu erzielen. 

Die grundlegenden Aspekte der Lärmsanierung sind von den jeweils zuständigen Gemeinde 
und Behörden zu klären. 

Bei der Planung handelt es sich um eine sog. "Angebotsplanung" für ein Industriegebiet, 
welches eine Nutzung im Rahmen der getroffenen Festsetzungen zulässt. Makroökonomi-
sche Auswirkungen der Ansiedlung des konkreten Interessenten sind bei der Aufstellung 
eines Angebotsbebauungsplanes nicht zu berücksichtigen. Auch wenn mittlerweile ein kon-
kreter Investor für diese Flächen im Gespräch ist, dient die Planung nicht ausschließlich der 
Ansiedlung ebendieses. Dabei ist die planende Gemeinde bei der Wahl des Planungsinstru-
ments frei, solange die rechtlich erforderlichen Bedingungen eingehalten werden. Da eine 
grundsätzliche industrielle Nachnutzung des Kohlehafens geplant war und ist, wird die ge-
wählte "Angebotsplanung" beibehalten. Unter Berücksichtigung des Planungsansatzes wur-
den bereits zuvor die möglichen aus dem Gebiet resultierenden Zusatzverkehre und damit 
die Belastung im Umfeld "auf der sicheren Seite" in den Gutachten angesetzt.  

Es wurden vorliegend die Auswirkungen ermittelt und unter Berücksichtigung des der Bau-
leitplanung zumutbaren Umfangs in die Abwägung eingestellt. Die externen Ausgleichsmaß-
nahmen wurden mit der Fachbehörde abgestimmt. Die Verfahrensvorschriften des Bauge-
setzbuches wurden berücksichtigt. Hierbei wurden die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. Unter Berücksichtigung der vorge-
tragenen Bedenken und Anregungen wird die Entwicklung des Plangebietes beibehalten. 

Verkehrsbelastung L 413/ Sicherheit 

Zur Ermittlung der Verkehre aus dem Plangebiet wurde ein Verkehrsgutachten erstellt. Unter 
der konservativen Annahme einer Netto-Baulandfläche von 80 vom Hundert des Plangebie-
tes und eines Anteils der Nutzungen mit Logistik von 75 vom Hundert kommt das Gutachten 
zu einem Verkehrsaufkommen von 2.850 Kfz-Fahrten/24h und insofern von 1.425 Kfz-
Fahrten je Richtung. Der Gesamtanteil der LKW-Fahrten beträgt rd. 1.000 pro 24h. Durch die 
gewählten Eingangsparameter, hier gerade der hohe Logistikanteil, erfolgt eine Einschät-
zung auf der sicheren Seite, so dass die tatsächlich entstehenden Verkehre auch geringer 
ausfallen können. 

Die Aufteilung der Verkehre auf der L 413 wurde mit 60 vom Hundert nach Norden und 
40 vom Hundert nach Süden angenommen, so dass sich 1.730 Kfz/24h (davon: 600 Lkw) in 
nördliche und 1.120 Kfz/24h (davon: 400 Lkw) in südliche Richtung ergeben. 

Im Bereich des Ortseingangs Hämelerwald bis zum Anschluss an die BAB 2 wurden Ver-
kehrsmengen von 7.700 Kfz/24h (davon: 850 Lkw) bis zu 12.250 Kfz/24h (davon: 1.675 Lkw) 
im Bestand ermittelt. Für den Prognosehorizont 2035 ohne Plangebiet zwischen 
8.500 Kfz/24h (davon: 1.000 Lkw) bis zu 12.950 Kfz/24h (davon: 1.845 Lkw) hochgerechnet. 
In südlicher Richtung teilen sich die 1.120 Kfz/24h (davon: 400 Lkw) im Bereich des Knotens 
der L 413/ B 65 weiter auf, so dass mit Zusatzverkehren von 400 Kfz/24h (davon: 140 Lkw) 
in Mehrum, 360 Kfz/24h (davon: 125 Lkw) in Schwicheldt und ebenfalls 360 Kfz/24h (davon: 
135 Lkw) in Equord zu rechnen ist. Ohne das Vorhaben ist im Prognosefall 2035 in Mehrum 
mit 5.400 Kfz/24h (davon: 430 Lkw), in Schwicheldt mit 4.800 Kfz/24h (davon: 430 Lkw) und 
Equord mit 5.300 Kfz/24h (davon: 690 Lkw) zu rechnen. 

Die Zahlen zeigen, dass die Ortslage bereits derzeit ohne den zu erwartenden Mehrverkehr 
aus dem Plangebiet durch Verkehr erheblich vorbelastet ist. Dieses ist auch für klassifizierte 
Straßen –hier Landesstraße 413 und B 65– nicht unüblich, da gerade diese zur Aufnahme 
des überregionalen Verkehrs bestimmt sind und dementsprechend eine übergeordnete Ver-
bindungsaufgabe erfüllen. Insofern handelt es sich auch nicht um eine ruhige Wohnstraße, 
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welche erstmalig durch Mehrverkehre belastet wird. Bereits im Bestand handelt es sich bei 
der L 413 und der B 65 um durch Verkehr stark frequentierte Straßen, deren Auswirkungen 
bereits jetzt in die benachbarte Bebauung hineinreichen und gleichfalls von dieser hinzu-
nehmen sind. Eine Nutzung als Ausweichstrecke im Zuge von Stausituationen auf der BAB 2 
oder Sperrungen der L 413 kann andererseits nicht als Maßstab dienen.  

In Überprüfung der Leistungsfähigkeit der Anbindung des Plangebietes bis an die BAB 2 
bestätigt das Verkehrsgutachten, dass die zu erwartende Zunahme des Verkehrs von den 
vorhandenen Straßen aufgenommen respektive eine ausreichende Verkehrsqualität in den 
vorhandenen lichtsignalisierten Knoten erreicht werden kann. Auch wenn der Knotenpunkt 
Dammweg/ L 413 nicht explizit betrachtet wurde, ist hier auch anzunehmen, dass die Leis-
tungsfähigkeit des bestehenden Verkehrsnetzes für die aus dem Vorhaben hochgerechneten 
Verkehre vorhanden ist. Auch höher belastete Straßen zeigen, dass Querungen, Notfallein-
sätze etc. weiterhin gegeben sind. 

Grundsätzlich gilt im Straßenverkehr die gegenseitige Rücksichtnahme. Diese gilt -gerade 
innerorts- nicht nur für Bereiche mit eingeschränkter Sicht oder besondere Gefahrenpunkte 
z.B. im Bereich von Kindergärten, Schulen, Altenheimen, sozialen Einrichtungen wie Gut 
Adolphshof etc., auf die ggf. auch zusätzlich hingewiesen werden kann, sondern auch im 
Bereich von ausgewiesenen Querungen. Eine ausgewiesene Querung der Ströme einzelner 
Verkehrsteilnehmer -sei es durch lichtsignalisierte oder nicht lichtsignalisierte Anlagen- erfor-
dert trotz alledem die besondere Aufmerksamkeit eines jeden Verkehrsteilnehmers. Individu-
elles regelwidriges Verhalten von Verkehrsteilnehmern kann nicht im Rahmen von Bauleit-
planung abschließend gelöst werden; hierzu bedarf es der Überwachung entsprechender 
verkehrsbehördlicher Anordnungen. Im Rahmen der Bauleitplanung ist grundsätzlich sicher-
zustellen, dass durch die Planung entsprechende Verstöße nicht zwingend vorbereitet wer-
den.  

Eine Trennwirkung durch die Verkehre auf der L 413 besteht bereits im Bestand; zusätzlich 
verstärkt wird diese durch die Troglage im Bereich der Eisenbahnunterquerung in Hämeler-
wald. 

Auch wenn es durch das Plangebiet zu einer Erhöhung der Verkehre kommen wird, ist nicht 
inzident von einer Erhöhung der Gefährdung respektive Unfallhäufigkeit auszugehen. Diese 
ist i.d.R abhängig von dem Individualverhalten eines jeden Verkehrsteilnehmers. Zahlreiche 
der angesprochenen Probleme sind bereits im Bestand vorhanden; diese können nicht durch 
die vorliegende Bauleitplanung einer Lösung zugeführt werden. Unabhängig von diesen Er-
wägungen hat die für die Verkehrssicherheit zuständige Straßenverkehrsbehörde u.a. aus 
Anlass der vorliegenden Bauleitplanung in Aussicht gestellt, die Verkehrssicherheit durch die 
Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h in der Ortsdurchfahrt von Hä-
melerwald und 50 km/h im Bereich der Anbindung von Adolphshof zu verbessern. Auch 
wenn die Gemeinde für derartige Anordnung im Straßenverkehrsrecht und außerhalb ihres 
eigenen Gemeindegebietes nicht zuständig ist, sieht sie eine realistische Chance auf die 
Umsetzung und Aufrechterhaltung dieser beiden Maßnahmen, die die Auswirkungen der 
planbedingten Zusatzverkehre auf die Verkehrsverhältnisse in der benachbarten Ortschaft 
Hämelerwald verringern können. 

Baulicher Zustand L 413 

Grundsätzlich ist der bauliche Zustand von Straßen eng mit ihrer Funktion und Belastung 
verbunden. Entsprechend dem Verkehrsgutachten ist der Querschnitt der L 413 in der Lage, 
die geplanten zusätzlichen Verkehre aufzunehmen. Eine Verkehrsabwicklung über die be-
stehenden Knotenpunkte ist gegeben.  
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Für den Unterhalt und die Erneuerung von Straßen ist der jeweilige Träger der Straßenbau-
last zuständig. Gleiches gilt für die Anlage von Radwegen. 

Schall 

Mit Blick auf die Sicherung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse innerhalb des Plange-
biets und für bestehende Nutzungen im Umfeld wurde die Bauleitplanung einer schalltechni-
schen Untersuchung unterzogen. Durch die Festsetzung eines Industriegebietes und die 
infolge zulässigen Nutzungen entstehen Emissionen sowohl durch die eigentliche Nutzung 
im Plangebiet als auch durch die verbundenen Verkehre, welche auf die umliegenden Ort-
schaften Mehrum, Schwicheldt, Equord und Hämelerwald sowie auf Wohnnutzungen im Au-
ßenbereich einwirken können. 

Daher sind zunächst die schalltechnischen Auswirkungen der im Plangebiet selbst festge-
setzten Anbindung an die L 413 und Erschließungsstraße zu untersuchen. 

Im Falle eines Neubaus oder eines erheblichen baulichen Eingriffs eines öffentlichen Ver-
kehrsweges ist nach den Regelungen gemäß der sechzehnten Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (16. BImSchV) zu prüfen, inwiefern der Eingriff 
wesentlich ist.  

Die Änderung ist wesentlich, wenn  

• eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeug-
verkehr oder ein Schienenweg um ein Gleis oder mehrere durchgehende Gleise baulich 
erweitert wird oder 

• durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu än-
dernden Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 dB(A) oder auf 
mindestens 70 dB(A) am Tage oder mindestens 60 dB(A) in der Nacht erhöht wird. 

Eine Änderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden 
Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms von mindestens 70 dB(A) am Tage oder 60 dB(A) 
in der Nacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff erhöht wird. 

Bei der Errichtung der Anbindung im Bereiche der L 413 und Erschließung des Planberei-
ches wird von einem "erheblichen baulichen Eingriff" ausgegangen. Insofern ist gemäß der 
16. BImSchV für die betroffene Nachbarbebauung zu prüfen, ob die Baumaßnahme einen 
Anspruch auf Lärmschutzmaßnahmen auslöst. Die nächstgelegene schutzwürdige Wohn-
nutzung liegt in über 700 m von den im Plangebiet selbst festgesetzten auszubauenden 
Straßenbereichen entfernt, so dass keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich werden. 

Darüber hinaus ist gemäß TA Lärm eine Beurteilung der anlagenbedingten Verkehre außer-
halb des Plangebietes auf den vorhandenen öffentlichen Straßen zu betrachten. Nach gesi-
cherter Rechtsprechung kann das Interesse eines Grundstückseigentümers außerhalb des 
Plangebietes, von einer Lärmzunahme aufgrund des Zu- und Abgangsverkehrs zum Plange-
biet verschont zu bleiben, einen abwägungserheblichen Belang darstellen, wenn sich der 
durch die Planung ausgelöste Verkehr innerhalb eines räumlich überschaubaren Bereichs 
bewegt und vom übrigen Straßenverkehr unterscheidbar ist (BVerwG Beschluss vom 
01.07.2020 – 4 BN 49/19 Rn. 8 juris m.w.N.). Für die Bestimmung des räumlich überschau-
baren Bereichs kann nach der Rechtsprechung zur Orientierung der 500 m Radius der 
Nr. 7.4. der TA Lärm herangezogen werden (Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht 
Beschluss vom 21.02.2022 – 1 MN 160/21 Rn. 15 juris, Beschluss vom 22.06.2022 – 1 MN 
28/22 Rn. 17 juris). Danach sind Geräusche des An- und Abfahrtsverkehrs auf öffentlichen 
Verkehrsflächen in einem Abstand von bis zu 500 m von dem Betriebsgrundstück zu be-
trachten. Ab einem Abstand von 500 m kann i.d.R. davon ausgegangen werden, dass eine 
Durchmischung der Verkehre aus dem Plangebiet sowie dem üblichen Straßenverkehr er-
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folgt. Auch unter Betrachtung des 500-m-Radius von dem Knotenpunkt mit der L 413 aus 
(und nicht der Zufahrten zu den Betriebsgrundstücken im Plangebiet) befinden sich in einem 
Abstand von 500 m weder die Ortslage von Mehrum, Schwicheldt oder Hämelerwald, noch 
schutzbedürftige Wohnnutzung im Außenbereich. Diese Rechtsprechung gilt ausdrücklich 
auch, wenn die Vorbelastung ohne die planbedingten Zusatzverkehre bereits oberhalb der 
Schwelle der Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts liegen (Nds. 
OVG B. v. 21.02.2022 aaO.), wie vorliegend auf Grundstücken entlang der Ortsdurchfahrt 
der L 413 in Hämelerwald. 

Außerhalb des 500 m Radius sind planbedingte Zusatzverkehre nur bei besonderen Um-
ständen des Einzelfalles abwägungserheblich. Dazu zählt eine besonders ausgeprägte Ab-
grenzbarkeit des Verkehrs, besondere Aspekte der Verkehrs- oder Siedlungsstruktur, oder 
qualitativ andersartige Verkehre wie erstmals Nachtverkehre, erstmals Lkw-Verkehre oder 
Abbiegerverkehre. Derartige besondere Umstände des Einzelfalles sind vorliegend nicht 
ersichtlich. Qualitative Veränderungen finden nicht statt, weil auch bereits jetzt Lkw-Verkehr 
nachts im maßgeblichen Umfang stattfindet. Eine besonders ausgeprägte Abgrenzbarkeit 
des Verkehrs oder besondere Aspekte der Verkehrs- oder Siedlungsstruktur liegen ebenfalls 
nicht vor. 

Entsprechend den schalltechnischen Berechnungen auf Grundlage der Verkehrszahlen für 
den Prognosehorizont 2035 ergeben sich in der angrenzenden Ortslage von Hämelerwald 
Pegelerhöhungen von bis zu 1,7 dB(A) und in den Ortslagen von Mehrum, Schwicheldt und 
Equord von bis zu 0,7 dB(A). Entlang der L 413 liegen die Werte bei den Wohngebäuden im 
Außenbereich zwischen diesen Werten. Die sog. grundrechtsrelevante Schwelle der Ge-
sundheitsbeeinträchtigung von tags 70 dB(A) und nachts 60 dB(A) wird in Teilen bereits im 
Bestand überschritten sowie erstmalig oder weitergehend im Zusammenhang mit den ermit-
telten Zusatzverkehren. Dabei ergibt sich der höchste Pegel tags mit 70,7 dB(A) und nachts 
mit 65,0 dB(A) in Hämelerwald.  

Dass sich durch Mehrverkehre zugleich eine zusätzliche Mehrbelastung durch Lärm folgert, 
ist unbenommen. Dabei ist nicht jedwede Erhöhung von Verkehr respektive Lärm gleichzu-
setzen mit einer Unzulässigkeit eines Planvorhabens. Hier sind einerseits durch entspre-
chende schalltechnische Grenzwerte Rahmenbedingungen der Zulässigkeit gesetzt. Ande-
rerseits wird der Rahmen des rechtlich erforderlichen Untersuchungsumfangs definiert, wel-
cher im Zusammenhang mit dem Abwägungserfordernis zu berücksichtigen ist. Für letztge-
nannten wird im Rahmen der Abwägung auf die Regelungen gem. Nr. 7.4 TA-Lärm, insbe-
sondere den zu untersuchenden Abstand von Geräuschen des An- und Abfahrtverkehrs auf 
öffentlichen Verkehrsflächen in einem Abstand von bis 500 m zum Betriebsgrundstück abge-
stellt. 

Die Untersuchung der Mehrverkehre auf öffentlichen Straßen innerhalb des 500-m-Radius 
hat keine Überschreitung der maßgebenden Richtwerte ergeben. Eine Betrachtung der 
Mehrverkehre über den 500-m-Radius hat -unabhängig von dem rechtlichen Erfordernis- 
ebenfalls stattgefunden. Der Gemeinde ist bewusst, dass auch bei einer erheblichen beste-
henden Vorbelastung eine planbedingte Verkehrszunahme oberhalb der Schwelle der Ge-
sundheitsgefährdung – unabhängig von dem rechtlichen Erfordernis – ein abwägungserheb-
licher Belang von erheblichem Gewicht ist. Die Lärmaktionsplanung der Stadt Lehrte ist 
grundsätzlich zu begrüßen, zumal die Stadt Lehrte –hier im Speziellen auch die Ortslage 
Hämelerwald– durch die vorhandenen Verkehrswege sowie die großflächigen Gewerbean-
siedlungen im Bestand stark vorbelastet ist. Da jedoch eine Lärmaktionsplanung in der Ver-
antwortung der jeweiligen Gemeinde liegt, kann sie keine Bindewirkung für die Nachbarge-
meinden, geschweige denn eine Behördenverbindlichkeit erzeugen. Dessen ungeachtet hat 
die für die Verkehrssicherheit zuständige Straßenverkehrsbehörde u.a. aus Anlass der vor-
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liegenden Bauleitplanung in Aussicht gestellt, eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
30 km/h in der Ortsdurchfahrt von Hämelerwald und 50 km/h im Bereich der Anbindung von 
Adolphshof anzuordnen. Diese hat auch schalltechnische Auswirkungen und reduziert die 
Lärmbelastung der Anwohner der Ortsdurchfahrt. Auch wenn die Gemeinde für derartige 
Anordnungen nicht zuständig ist, sieht sie eine realistische Chance auf die Umsetzung und 
Aufrechterhaltung dieser beiden Maßnahmen. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass aus rechtli-
cher Sicht für die planbedingten Verkehre keine weiteren Maßnahmen erforderlich werden. 

Schließlich sind die Auswirkungen der vom Bebauungsplan zugelassenen Gewerbe- und 
Industriebetriebe im Plangebiet auf die schutzwürdigen Nutzungen der Umgebung in die Ab-
wägung einzustellen. Zur Berücksichtigung der Lärmbelastung aus dem Plangebiet setzt der 
Bebauungsplan Emissionskontingente fest, welche gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
in der Nachbarschaft auch weiterhin sicherstellen. 

Feinstaub/Luftbelastung 

Grundsätzlich ist unstrittig, dass zu hohe Luftschadstoffe negative gesundheitliche Folgen für 
den menschlichen Organismus verursachen können. Kleinere Staubpartikel können bis in die 
Lungenbläschen vordringen, von dort in die Blutbahn gelangen und sich im gesamten Körper 
verteilen. So werden zum Beispiel Atemwegserkrankungen und Herz-Kreislauferkrankungen 
hervorgerufen. Besonders gefährdet sind Kleinkinder, Menschen mit geschwächtem Immun-
system, ältere Menschen, Asthmatiker und Menschen mit bestehenden Atemwegserkran-
kungen und Herz-Kreislaufproblemen. Insofern bestehen in Deutschland Empfehlungen res-
pektive Grenzwerte für einzelne Schadstoffe, welche einzuhalten sind. 

Feinstäube resultieren vordringlich u.a. aus Emissionen von Kraftfahrzeugen, Kraft- und 
Fernheizwerken, Öfen und Heizungen in Wohnhäusern sowie aus Gewerbe und Landwirt-
schaft. Dabei kann Feinstaub auch natürlichen Ursprungs sein. Entsprechende Grenzwerte 
sind in der 39. BImSchV geregelt. 

Unterschieden werden PM10 (PM, particulate matter) mit einem maximalen Durchmesser von 
10 Mikrometer (µm) sowie PM2,5 und ultrafeine Partikel mit einem Durchmesser von weniger 
als 2,5 µm. 

Für PM10 liegt der Grenzwert seit dem 01.01.2005 bei 40 μg/m³ in der Jahresbetrachtung. 
Zusätzlich darf der tägliche Grenzwert von 50 μg/m³ für PM10 nicht öfter als 35-mal im Jahr 
überschritten werden.  

Für die kleineren Partikel PM2,5 ist seit dem 01.01.2015 ein Jahresmittelgrenzwert von 
25 μg/m³ verbindlich einzuhalten.  

Ab dem 01.01.2010 gelten für Stickstoffdioxid (NO2) verschärfte Grenzwerte in der Jahresbe-
trachtung von 40 μg/m³. Der über die volle Stunde gemittelte Immissionsgrenzwert für NO2 

darf an 18 Tagen im Jahr nicht über 200 μg/m³ liegen.  

Der Zielwert für Ozon zum Schutz der menschlichen Gesundheit darf mit 120 μg/m³ als 
höchster 8-Stunden- Mittelwert eines Tages im Mittel über drei Jahre an höchstens 25 Tagen 
pro Kalenderjahr überschritten werden. 

Für eine Beurteilung der anfallenden Luftschadstoffe wird vorliegend in Ermangelung konkre-
ter Daten vor Ort auf Daten des Umweltbundesamtes zurückgegriffen 
(https://www.bmuv.de/).  

Unter Auswertung der Daten der Messstelle DENI048 in Hannover zur Messung von Luft-
schadstoffen aus Verkehr im Bereich der Bundesstraße 6 (Göttinger Straße) für das Jahr 
2023 
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(https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/luftdaten/jahresbilanzen/eJxrWpScv9BwUWXq
EiMDI2 MAMLAFtA==) kann Folgendes festgestellt werden: 

Die Verkehrsmengenkarte Niedersachsen 2021 der Niedersächsischen Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr NLStBV 
(https://www.strassenbau.niedersachsen.de/startseite/service/pdf_karten/pdf-karten-
78690.html) weist für den betreffenden Bereich eine DTV von 36.000 Kfz/24h aus, davon 
1.900 mit über 3,5 t.  

Für die benannte Messstation ergaben sich für das Jahr 2023 folgende Werte: 

  Feinstaub PM10 : Jahresmittelwert 16 μg/m³, eine einmalige Überschreitung des 
Tagwertes von 50 μg/m³ 

  Feinstaub PM2,5  : Jahresmittelwert 7,8 μg/m³ 

  Stickstoffdioxid NO2 : Jahresmittelwert 28 μg/m³ 

Ozonwerte wurden bei einer nördlich gelegenen Messstation an 11 Tagen mit höchstem 
8-Stunden-Mittelwert über 120 μg/m³ angegeben. 

In Übertragung der Messwerte für den benannten Messpunkt in Hannover kann für die vor-
liegende Planung näherungsweise geschlussfolgert werden: 

Die Verkehrsmengen für den Prognosehorizont 2035 mit Plangebiet unterschreiten im Be-
reich der L 413 sowie der B 65 die vorgenannten Verkehrswerte weitgehend. Infolgedessen 
ist auch eine Belastung mit Luftschadstoffen unterhalb der Messwerte des Messpunktes in 
Hannover zu erwarten. Da die Grenz-/ Richtwerte an dem vergleichsweise herangezogenen 
Messpunkt unterschritten sind, ist für die vorliegenden Bereiche von einer weitergehenden 
Unterschreitung auszugehen.  

Dieses ist auch aus dem Jahresbericht 2023 der Luftqualitätsüberwachung in Niedersachsen 
(https://www.umwelt.niedersachsen.de/download/208805/Jahresbericht_2023.pdf) 
des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamts Hildesheim abzuleiten. 
Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass in Auswertung der Messstellen in Niedersachsen 
für das Bezugsjahr 2023 die Konzentrationswerte für Benzol, Kohlenmonoxid, Schwefeldio-
xid, Stickstoffdioxid, Partikel PM10 und PM2,5 eingehalten wurden. 

Art. 23 Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie 2008/50/EG verpflichtet die Mitgliedstaaten dafür zu 
sorgen, dass für Gebiete oder Ballungsräume, in denen Schadstoffwerte in der Luft einen 
Grenzwert überschreiten, Luftqualitätspläne erstellt werden, um die entsprechenden Grenz-
werte einzuhalten. Im Falle der Überschreitung von Grenzwerten enthalten die Luftqualitäts-
pläne geeignete Maßnahmen, damit der Zeitraum der Nichteinhaltung so kurz wie möglich 
gehalten werden kann. Die Stadt Lehrte zählt zu dem Ballungsraum Hannover-
Braunschweig. Auf Initiative der Stadt wurde durch das Gewerbeaufsichtsamt Hildesheim 
2012 für das Bezugsjahr 2010 eine modellgestützte Abschätzung der Luftschadstoffe durch-
geführt, mit dem Ergebnis, dass die Grenzwerte für PM10 und Stickstoffdioxid (NO2) eingehal-
ten werden. Insofern war eine Erstellung eines Luftreinhalteplans durch die Stadt nicht erfor-
derlich.  

Im Nahbereich von Autobahnen, hier der BAB 2, ist grundsätzlich aufgrund des Verkehrsauf-
kommens von rd. 90.000 Kfz/ 24h von erhöhten Luftschadstoffwerten auszugehen. Auch 
aufgrund von weiteren Emissionen –wie z.B. Schall– wird hier bereits im Bestand eine Ab-
standshaltung mit schutzbedürftigen Nutzungen angeraten. Entsprechend der Verkehrsun-
tersuchung wird durch das Planvorhaben von 1.730 Kfz Fahrten/ 24 h in Richtung BAB 2 
ausgegangen. In Überlagerung der bestehenden Verkehrsmengen der BAB 2 und der L 413 
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im Nahbereich der BAB 2 mit den planbedingten können letztgenannte und damit die resul-
tierenden Emissionen als gering betrachtet werden.  
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NSG/ LSG 

Im Umkreis von 1.000 m zum Plangebiet sind keine Flora-Fauna-Habitat-Gebiete (FFH-
Gebiete) oder EU-Vogelschutzgebiete (VSG) vorhanden. Das nächstgelegene Naturschutz-
gebiet liegt im Norden, westlich der Ortslage von Hämelerwald, in über 3 km Entfernung mit 
dem Naturschutzgebiet HA 236 "Hämeler Wald und Sohrwiesen", welches zugleich auch als 
FFH-Gebiet "Hämeler Wald" festgelegt ist. Das Naturschutzgebiet dient dem Schutz, der 
Erhaltung und Entwicklung der Laubwaldgesellschaften sowie der Grünlandbereiche als typi-
sche Landschaftsform. Diese bieten mit Feuchtgebieten Lebensraum für eine Vielzahl zum 
Teil stark gefährdeter Tier- und Pflanzenarten.  

Das Landschaftsschutzgebiet "Hainwald“ beginnt in einem Abstand von rd. 800 m nördlich 
des Plangebiets. Es grenzt östlich an die Ortslage von Hämelerwald. Das Landschafts-
schutzgebiet dient dem Erhalt der Wälder, der Waldränder und des Grünlandes in ihrer 
Komplexwirkung sowie der Verbesserung für Arten- und Lebensgemeinschaften. Zugleich 
dienen die Gebiete auch der Naherholung, wie z.B. der im Hainwald gelegene Waldsee, wel-
cher einen Abstand von rd. 500 m zur L 413 mit zwischenliegendem Siedlungskörper besitzt. 

Aufgrund des Abstandes des Plangebietes zu ebendiesen sowie der Lage östlich und west-
lich der Ortslage von Hämelerwald sind keine wesentlichen Beeinflussungen durch das Vor-
haben und seine Verkehre erkennbar. 

Wertverlust 

Auch wenn es aus dem geplanten Vorhaben zu einer Erhöhung der Verkehre in den Ortsla-
gen kommen wird, ist zu berücksichtigen, dass die innerörtlichen Straßensysteme bereits 
jetzt und ohne den zu erwartenden Mehrverkehr aus dem Plangebiet durch Verkehr und die 
verbundenen Emissionen belastet sind. Es handelt sich bei den vorhandenen Straßen be-
reits im Bestand um einen von Verkehr und den damit einhergehenden Emissionen bzw. 
Gefährdungen vorgeprägten Raum. 

Aufgrund der vielschichtigen Einflussfaktoren bei der Wertermittlung von Gebäuden ist eine 
Wertminderung der angrenzenden Immobilien durch die zusätzlichen Verkehre des Planvor-
habens nicht ableitbar.  

Belastung Landwirtschaft 

Grundsätzlich ist es auch korrekt, dass Schadstoffe wie Stickstoffverbindungen, Schwefel-
verbindungen oder Ozon sich auf der Erdoberfläche ablagern und damit die Natur beein-
trächtigen können. Hier kann es z.B. durch Feinstaubablagerungen auf den Blättern zu einer 
Verringerung des Eintrages von Sonnenlicht kommen. Dabei entsteht Feinstaub u.a. auch in 
der Landwirtschaft durch Einsatz von Düngemitteln und Verwendung von Dung selbst. Inwie-
fern bereits durch die im Bereich der L 413 in dem Verkehrsgutachten ermittelten zusätzli-
chen Verkehre südlich der Ortslage von Hämelerwald von 1.730 Kfz/24h (davon: 600 Lkw) 
eine erhebliche Beeinträchtigung der Landwirtschaft ableiten lässt, hängt von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen ab. Aufgrund der ländlichen Lage, des Abstandes der landwirtschaftli-
chen Flächen zu der L 413 sowie der bereits bestehenden Belastung ist hiervon jedoch nicht 
auszugehen. Eine Studie der Universität Bayreuth im Auftrag des Bayrischen Landesamtes 
für Umwelt "Teilprojekt 5 Einfluss von Feinstaub auf Pflanzen" kommt zu folgendem Ergeb-
nis: Während Veränderungen an den Genen der Blätter der betroffenen Pflanzen nachge-
wiesen werden konnten, zeigten Langzeitversuche keine Auswirkungen auf die Fitness der 
Pflanzen. Auch eine direkte Aufnahme von UFP (Ultrafeinstaub) über die Spaltöffnungen der 
Blätter konnte nicht nachgewiesen werden. 

Letztendlich wird davon ausgegangen, dass eine Belastung, welche eine Aufgabe von land-
wirtschaftlichen Betrieben nach sich zieht, nicht gegeben ist. Höhere Anforderungen, wie z.B. 
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bei einem Demeter-Hof, resultieren aus der naturnahen und nachhaltigen Landwirtschaft, 
welche zu erbringen der Betrieb sich verpflichtet. Auch hier ist nicht bekannt, dass höhere 
Verkehre, gerade auch in vorliegendem Umfang, zu einem Verlust entsprechender Zertifizie-
rungen führen können. Gleiches gilt für den Anbau von Obst und Gemüse im eigenen Gar-
ten. 


